
 

 

 

Verordnung des Landratsamtes Straubing-Bogen über das Wasserschutzgebiet in der Gemar-
kung Haibach, Gemeinde Haibach, Landkreis Straubing-Bogen, zum Schutz der Quelle 1 (Flur 
Nr. 196, Gemarkung und Gemeinde Haibach) und Quelle 2 (Flur Nr. 233/1, Gemarkung und Ge-
meinde Haibach) für die öffentliche Wasserversorgung der Gemeinde Haibach vom 
_________________________. 

 
 
 
Das Landratsamt Straubing-Bogen erlässt auf Grund des § 51 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und § 52 des 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) i. d. F. der Be-
kanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl I S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 1 Zweites ÄndG 
vom 4.1.2023 (BGBl. I Nr. 5) i. V. m. § 49 Abs. 5 und Anlage 7 Nr. 8.4 der Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom 18. April 2017 (BGBl I          
S. 905), zuletzt ändert durch Art. 256 Elfte ZuständigkeitsanpassungsVO vom 19.06.2020 ( BGBl. 
I S. 1328) i. V. m. § 11 Nr. 4 Delegationsverordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, 
BayRS 103-2-V), die zuletzt durch Verordnung vom 6. Dezember 2022 (GVBl. S. 679), durch    
Art. 17a Abs. 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 695), durch Verordnung vom 
13. Dezember 2022 (GVBl. S. 725), durch § 3 der Verordnung vom 13. Dezember 2022 (GVBl. 
S. 727) und durch § 2 der Verordnung vom 21. Dezember 2022 (BayMBl. Nr. 762) geändert 
worden ist, Art. 63 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) i. d. F. der Bekanntma-
chung vom 25.02.2010 (GVBl. S. 66, ber. S. 130, BayRS 753-1-U), das zuletzt durch § 1 des 
Gesetzes vom 9. November 2021 (GVBl. S. 608) geändert worden ist, folgende 
 
 

V e r o r d n u n g 

 
 
§ 1 Allgemeines 

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung für die Gemeinde Haibach durch die Wasser-
versorgung der Gemeinde Haibach, Schulstraße 1, 94353 Haibach, wird in den Gemarkungen 
Haibach und Elisabethszell, Gemeinde Haibach, das in § 2 näher umschriebene Wasserschutz-
gebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die Anordnungen nach §§ 3 bis 8 erlassen. 
 

§ 2 Schutzgebiet 

(1) Das Schutzgebiet besteht aus 
 einer Engeren Schutzzone und 

 zwei Fassungsbereichen. 
 
(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutzzonen sind in dem in Anlage 1 

wiedergegebenen Lageplan eingetragen. Für den genauen Grenzverlauf ist ein Lageplan im 
Maßstab 1: 4.000 maßgebend, der im Landratsamt Straubing-Bogen und in der Gemeinde-
kanzlei Haibach niedergelegt ist; er kann dort während der Dienststunden eingesehen wer-
den. Die genaue Grenze der Schutzzone verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grund-
stücksgrenze oder, wenn die Schutzzonengrenze ein Grundstück schneidet, auf der kenn-
zeichnenden Linie. 
 

(3) Veränderungen der Bezeichnungen oder der Grenzen der im Schutzgebiet gelegenen Grund-
stücke berühren die festgesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht. 
 

(4) Die Fassungsbereiche werden durch eine 2 m hohe Umzäunung bzw. auf eine andere mit 
den beteiligten Behörden abgestimmte geeignete Weise, die Engere Schutzzone, soweit er-
forderlich, in der Natur in geeigneter Weise kenntlich gemacht. 



 

 

 

§ 3 Verbote, Beschränkungen und Handlungspflichten 

(1) Es sind, unbeschadet der allgemein geltenden Regelungen sowie behördlicher Entschei-
dungen gem. § 52 Abs. 1 Satz 1 WHG,  

 

Nr. 

 in der Engeren  
Schutzzone 

(Zone II) 

1. bei Eingriffen in den Untergrund  

1.1 Aufschlüsse oder Veränderungen der 
Erdoberfläche, auch wenn Grundwasser 
nicht aufgedeckt wird, vorzunehmen oder 
zu erweitern (insbesondere linienhaft 
durchhaltende Geländeeinschnitte, Fisch-
teiche, Rohstoffabbau, genehmigungs-
freie Abgrabungen gem. BayAbgrG Art. 6 
Abs. 2) 

nur Bodenbearbeitung im Rahmen der 
ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen, 
forstwirtschaftlichen oder gärtnerischen 
Nutzung zulässig, verboten für genehmi-
gungsfreie Abgrabungen 

1.2 Wiederverfüllen von Baugruben, Leitungs-
gräben und sonstiger Erdaufschlüsse 

verboten 

1.3 Auf- und Einbringen von Bodenmaterial 
auf oder in den Boden 

verboten, auch für genehmigungsfreie 
Aufschüttungen nach BayBO Art. 57    
Abs. 1 Nr. 9 

1.4 Leitungen zu verlegen oder zu erneuern 
(ohne Nrn. 2.1, 3.7 und 6.10) 

verboten 

1.5 Bohrungen nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis 
zu 1 m Tiefe 

1.6 Untertägige Eingriffe in den Untergrund, 
auch unterhalb des genutzten Grundwas-
serleiters, auch wenn diese außerhalb 
des Wasserschutzgebietes ansetzen 

verboten 

2. beim Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1.) 

 

2.1 Errichten oder Erweitern von Rohrlei-
tungsanlagen zum Befördern wasserge-
fährdender Stoffe im Sinne des § 65 
UVPG i. V. m. Nrn. 19.3 bis 19.6 der An-
lage 1 zum UVPG sowie § 2 Abs. 2 Rohr-
FLtgV, außerdem von Rohrleitungsanla-
gen, die nicht der AwSV unterliegen, bei 
denen jedoch zumindest Anlagenteile 
wassergefährdende Stoffe enthalten kön-
nen 

verboten 

2.2 Anlagen nach § 62 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 
und Satz 3 erste Variante WHG zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen zu 
errichten, zu erweitern oder zu betreiben 
(ohne Nrn. 2.3 bis 2.5) 
 
 

verboten 



 

 

 

Nr. 

 in der Engeren  
Schutzzone 

(Zone II) 

2.3 Biogasanlagen zu errichten oder zu er-
weitern1 

verboten 

2.4 Windkraftanlagen zu errichten oder zu er-
weitern 

verboten 

2.5 Anlagen zur Erdwärmenutzung zu errich-
ten oder zu erweitern 

verboten 

2.6 Abfüllen und Lagern wassergefährdender 
Stoffe außerhalb von Anlagen nach § 62 
WHG 

verboten 

2.7 Sonstiger Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen außerhalb von Anlagen nach 
§ 62 WHG, soweit nicht nach Nrn. 4.12, 
4.13, 6.1, 6.2, 6.4 und 6.5 zulässig 

verboten 

2.8 Abfall im Sinne der Abfallgesetze auf De-
ponien sowie bergbaulichen Abraum oder 
unverwertbare Lagerstättenanteile in Gru-
ben, Brüchen und Tagebauen abzulagern 

verboten 

2.9 Genehmigungspflichtiger Umgang mit ra-
dioaktiven Stoffen im Sinne des Atomge-
setzes und der Strahlenschutzverordnung 

verboten 

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwas-
seranlagen 

 

3.1 Abwasserbehandlungsanlagen für häusli-
ches, gewerbliches oder kommunales Ab-
wasser zu errichten oder zu erweitern, 
einschließlich Kleinkläranlagen 
 
Hinweis: Betreiben siehe Nr. 3.8 

verboten 

3.2 Mischwasserentlastungsbauwerke zu er-
richten oder zu erweitern 
 
Hinweis: Betreiben siehe Nr. 3.8 

verboten 

3.3 Trockentoiletten verboten 

3.4 Ausbringen von Abwasser verboten 

3.5 Anlagen zum gezielten Einleiten von ge-
sammeltem Niederschlagswasser ins 
Grundwasser oder Oberflächengewässer, 
einschließlich Regenklär- und Regenrück-
haltebecken, zu errichten oder zu erwei-
tern 

verboten 

3.6 Anlagen zum gezielten Einleiten von ge-
reinigtem kommunalem, häuslichem oder 
gewerblichem Abwasser ins Grundwasser 
(Versickern) zu errichten oder zu erwei-
tern 

verboten 

                                                 

 

1 Gärrsubstrat- und Gärrestelager sind Teil der Biogasanlage, wenn sie nach § 2 Abs. 14 AwSV im engen räumlichen und funkti-

onalen Zusammenhang mit der Herstellungsanlage stehen. 



 

 

 

Nr. 

 in der Engeren  
Schutzzone 

(Zone II) 

3.7 Abwasserleitungen und zugehörige Anla-
gen zu errichten oder zu erweitern  
 
Hinweis: Betreiben siehe Nr. 3.8 

verboten 

3.8 Abwasseranlagen sowie Grundstücksent-
wässerungsanlagen einschließlich Klein-
kläranlagen zu betreiben 

nur zulässig unter Nachweis der Prüfun-
gen gem. Anlage 2 Ziffer Fehler! Ver-
weisquelle konnte nicht gefunden wer-
den. dieser Verordnung gegenüber dem 
Landratsamt Straubing-Bogen. 
Bei zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ser Verordnung bereits bestehenden Lei-
tungen  oder Anlagen sind die Nachweise 
der Prüfungen gemäß Anlage 2 Ziffer 3 
der Verordnung erstmalig innerhalb von 
zwei Jahren nach Inkrafttreten der Ver-
ordnung gegenüber dem Landratsamt 
Straubing-Bogen vorzulegen. 

4. bei Verkehrswegen, Plätzen mit beson-
derer Zweckbestimmung, Hausgärten, 
sonstigen Handlungen im Freien 

 

4.1 Straßen, Wege und sonstige Verkehrsflä-
chen (Flächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 
BauGB, landwirtschaftliche sowie gewerb-
liche Hofflächen, die der Zufahrt, dem 
Umschlagen und der vorübergehenden 
Lagerung dienen können) zu errichten o-
der zu erweitern 

nur zulässig für öffentliche Rad-, Feld- 
und Waldwege, beschränkt-öffentliche 
Wege, Eigentümer- und Privatwege, ohne 
Geländeeinschnitte und bei breitflächigem 
Versickern des ungesammelt abfließen-
den Niederschlagswassers 

4.2 Eisenbahnanlagen zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

4.3 Verwenden von Baumaterialien mit aus-
waschbaren oder auslaugbaren wasser-
gefährdenden Stoffen (z. B. Recyclingma-
terial, Schlacke, Imprägniermittel), insbe-
sondere beim Straßen-, Wege-, und Ei-
senbahnbau 

verboten 

4.4 Baustelleneinrichtungen, Baustofflager zu 
errichten oder zu erweitern 

verboten 

4.5 Bade- oder Zeltplätze einzurichten oder 
zu erweitern; Camping aller Art 

verboten 

4.6 Sportanlagen zu errichten oder zu erwei-
tern 

verboten 

4.7 Öffentliche Veranstaltungen durchzufüh-
ren 

verboten 

4.8 Friedhöfe zu errichten oder zu erweitern verboten 

4.9 Flugplätze einschl. Sicherheitsflächen, 
Notabwurfplätze, militärische Anlagen und 
Übungsplätze zu errichten oder zu erwei-
tern 

verboten 

4.10 Militärische Übungen durchzuführen nur Durchfahrt auf klassifizierten Straßen 
zulässig 



 

 

 

Nr. 

 in der Engeren  
Schutzzone 

(Zone II) 

4.11 Kleingartenanlagen zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

4.12 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
auf Freilandflächen, die nicht der land-  
oder forstwirtschaftlichen oder gärtneri-
schen Produktion dienen (z. B. Verkehrs-
wege, für die Allgemeinheit bestimmte 
Flächen wie Rasensport- und Golf- 
plätze) 

verboten 

4.13 Düngen mit Stickstoffdüngern nur zulässig bei standort- und bedarfsge-
rechter Düngung mit Mineraldünger 

4.14 Beregnung von öffentlichen Grünanlagen, 
Rasensport- und Golfplätzen 

verboten 

5. bei baulichen Anlagen  

5.1 bauliche Anlagen und zugehörige Kfz-
Stellplätze (ohne Nr. 4.1) zu errichten      
oder zu erweitern 

verboten 

5.2 Ausweisung neuer Baugebiete verboten 

5.3 Stallungen zu errichten oder zu erweitern2   verboten 

5.4 Anlagen zum Lagern und Abfüllen von 
Jauche, Gülle, Silagesickersaft, Festmist 
und Gärfutter (JGS-Anlagen)3 zu errich-
ten,  zu erweitern oder zu betreiben 

verboten 

5.5 gewässerbauliche Veränderungen vorzu-
nehmen, welche Grundwasserströmung 
und -beschaffenheit beeinflussen können 

verboten 

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirt-
schaftlichen und gärtnerischen Flä-
chennutzungen 

 

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche, Festmist, Fest-
mistkompost und Gärresten 

verboten 

6.2 Düngen mit sonstigen organischen und 
mineralischen Stickstoffdüngern (ohne Nr. 
6.3) 

nur zulässig unter Einhaltung aller aktuel-
len fachlichen Regeln und Rechtsvor-
schriften, einschließlich einer betriebsgrö-
ßenunabhängigen Aufzeichnung von 
Düngebedarfsermittlung und Bilanzierung 
der Nährstoffströme gemäß Düngerecht. 

                                                 

 

2  Bezüglich der Grundanforderungen wird auf die Anlage 7 „Anforderungen an JGS-Anlagen“ der Verordnung über Anlagen 

zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV), sowie auf die entsprechenden „Technischen Regeln wassergefähr-

dende Stoffe (TRwS) JGS-Anlagen“, DWA-Arbeitsblatt A 792 in der jeweils aktuellen Fassung hingewiesen, die nähere 

Ausführungen zur baulichen Gestaltung (u. a. Leckageerkennung) und zu Betrieb und Überwachung enthalten; auf aktuellen 

Stand gemäß AwSV ist zu achten.  

 
3  nach §2 Abs. 13 AwSV 



 

 

 

Nr. 

 in der Engeren  
Schutzzone 

(Zone II) 

6.3 Ausbringen oder Lagern von 
- Stoffen nach Abfallverzeichnis-Verord-

nung (insbesondere Schlämme jegli-
cher Art),  

- klärschlammhaltigen Düngemitteln,  
- Düngemitteln bzw. Gärresten bzw. 

Kompost mit Anteilen von behandelten 
oder unbehandelten Bioabfällen oder 
tierischen Nebenprodukten 

verboten 

6.4 Lagern von Festmist, Sekundärrohstoff-
dünger oder Mineraldünger auf unbefes-
tigten Flächen 

verboten 

6.5 Lagern von Gärfutter oder Gärsubstrat 
außerhalb ortsfester Anlagen 

verboten 

6.6 Beweidung jeglicher Art, Freilandtierhal-
tung (auch in Zusammenhang mit ortsver-
änderlichen Geflügelställen), Koppel- und 
Pferchtierhaltung 

verboten 

6.7 Wildfutterplätze und Wintergatter zu er-
richten; Wildkirrungen, Aufbrechen und 
Vergraben von Wild/Wildresten 

verboten 

6.8 Anwendung chemischer Pflanzenschutz-
mittel aus Luftfahrzeugen oder zur Boden-
entseuchung 

verboten 

6.9 Bewässerung landwirtschaftlich oder gärt-
nerisch genutzter Freilandflächen 

verboten 

6.10 landwirtschaftliche Dräne und zugehörige 
Vorflutgräben anzulegen, zu ändern oder 
zu erneuern 

verboten, 
 
ausgenommen Instandsetzungs- und 
Pflegemaßnahmen an bereits bestehen-
den Einrichtungen, mit schonenden Ver-
fahren nach Befreiung i. S. v. § 4 dieser 
Verordnung beim Landratsamt Straubing-
Bogen 

6.11 besondere Nutzungen im Sinne von An-
lage 2, Ziffer 2 neu anzulegen oder zu er-
weitern 

verboten 

6.12 Anlegen von Rückegassen nur zulässig unter Beachtung des LfU-
Merkblattes 1.2/10 „Forstwegebau und 
Holzernte im Wasserschutzgebiet und 4 
Wochen nach Anzeige beim Landratsamt 
Straubing-Bogen 

6.13 forstliche Hiebmaßnahmen, Kahlhiebe 
und wirkungsgleiche Maßnahmen 

nur zulässig im Rahmen schonender Be-
wirtschaftung gem. Art. 14 BayWaldG; 
Kahlhiebe nur in besonders begründeten 
Fällen (wie z. B. Windwurf, Schädlingsbe-
fall, etc.) Befreiung i. S. v. § 4 dieser Ver-
ordnung durch das Landratsamt 
Straubing-Bogen (siehe Anlage 2 Ziff. 3) 

6.14 Rodung verboten 



 

 

 

Nr. 

 in der Engeren  
Schutzzone 

(Zone II) 

6.15 Lagerung von Hackschnitzeln außerhalb 
von Gebäuden 

verboten 

6.16 Nasskonservierung von Rundholz verboten 

 

 
(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sämtliche unter den Nrn. 1 bis 6 aufgeführten Hand-

lungen verboten. Das Betreten ist nur zulässig für Handlungen im Rahmen der Wassergewin-
nung und -ableitung durch Befugte des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch 
diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten.  
 

§ 4 Befreiungen 
 

(1) Für die Erteilung von Befreiungen von Einschränkungen, Verboten und Handlungspflichten 
des § 3 sowie von Duldungs- und Handlungspflichten nach §§ 6 und 7 gilt § 52 Abs. 1 Sätze 
2 und 3 WHG.  

(2) Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist widerruflich; sie kann mit Inhalts- und Ne-
benbestimmungen verbunden werden und bedarf der Schriftform. 

(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Straubing-Bogen vom Grundstückseigentü-
mer verlangen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der All-
gemeinheit, insbesondere der Schutz der Wasserversorgung erfordert.  

(4) Sind für die Zwecke der Wassergewinnung und -ableitung Befreiungen von Verbo-
ten und Beschränkungen des § 3 Abs. 1 und 2 bezüglich der Nummern 3.5 und 5.1 
erforderlich, so hat der Träger der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese 
Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragte die erforderlichen Baumaß-
nahmen und Schutzvorkehrungen frühzeitig mit dem Wasserwirtschaftsamt abzu-
stimmen. Für dringende Abhilfemaßnahmen in Notfällen gilt die Befreiung als erteilt, 
sofern zuständige Kreisverwaltungsbehörde, Wasserwirtschaftsamt und staatliches 
Gesundheitsamt verständigt sind. 

 

§ 5 Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen 
 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebiets 
haben die Beseitigung oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Verordnung bestehen und deren Bestand, Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter 
die Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des Landratsamts Straubing-Bogen zu dulden, 
sofern sie nicht schon nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die Einrichtung zu beseiti-
gen oder zu ändern. 

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach § 52 Abs. 4 WHG i.V.m. §§ 96 – 98 WHG und Art. 57 
BayWG Entschädigung zu leisten. 

 

§ 6 Handlungs- und Duldungspflichten (§ 52 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 WHG) 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes 
haben zu dulden, dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der anderen Schutzzonen 
durch Aufstellen oder Anbringen von Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden. 

(2) Sie haben ferner Probenahmen von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Düngemitteln 
und Pflanzenschutzmitteln durch Beauftragte des Landratsamtes Straubing-Bogen zur Kon-
trolle der Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung zu dulden. 

  



 

 

 

(3) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations- und Wasserproben und die 
hierzu notwendigen Verrichtungen auf den Grundstücken im Wasserschutzgebiet 
durch Beauftragte des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese 
Verordnung geschützt ist, oder des Landratsamts Straubing-Bogen zu dulden. 

(4) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke zur Wahrnehmung der Eigenüberwachungs-
pflichten gemäß § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 WHG und gemäß § 3 der Verordnung zur Eigen-
überwachung von Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen (Eigenüberwachungsverord-
nung – EÜV) in der jeweils geltenden Fassung durch  
a. Bedienstete des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verord-

nung geschützt ist, oder  
b. von ihm hiermit Beauftragte 
zu gestatten, die hierzu erforderlichen Auskünfte zu erteilen und technische Ermittlungen 
und Prüfungen zu ermöglichen 

(5) Sind Aufzeichnungen nach dieser Verordnung vorzunehmen, sind diese auf Verlangen dem 
Begünstigten und/oder dem Landratsamt Straubing-Bogen innerhalb von 4 Wochen vorzule-
gen. 

 

§ 7 Ausgleichsleistungen und Entschädigung (Art. 32, 57 BayWG, § 52 Abs. 4, 5 WHG)  
 

(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung er-
höhte Anforderungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nut-
zung einschränken oder Mehraufwendungen für den Bau und Betrieb land- oder forstwirt-
schaftlicher Betriebsanlagen nach Maßgabe des Art. 32 Satz 1 Nr. 2 BayWG zur Folge haben, 
ist für die dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener finanzieller Aus-
gleich nach Art. 32 i.V.m. Art. 57 BayWG zu leisten. Die Höhe ergibt sich aus den zum Errei-
chen des Schutzzwecks tatsächlich erforderlichen Einschränkungen oder Mehraufwendun-
gen. 

(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung das 
Eigentum unzumutbar beschränkt und diese Beschränkung nicht durch eine Befreiung nach 
§ 4 oder durch andere Maßnahmen vermieden oder ausgeglichen werden kann, ist über die 
Fälle des § 5 Abs. 2 hinaus nach § 52 Abs. 4 WHG i.V.m. §§ 96 – 98 WHG und Art. 57 BayWG 
Entschädigung zu leisten. 

 

§ 8 Pflichten des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verord- 
  nung geschützt ist (Begünstigter) 
 

(1) Der Begünstigte hat den Fassungsbereich wirksam gegen den Zutritt Unbefugter, 
gegen Zufluss von Niederschlags- und Schmelzwässern sowie vor Beeinträchtigun-
gen der schützenden Bodendecke und ggf. der Fassungsanlagen infolge tieferer 
Durchwurzelung und Windwurf zu schützen. Bereits vorhandene Bäume sind boden-
schonend zu entfernen, entstandene Verletzungen der Bodendecke umgehend zu 
beheben. 

(2) Der Begünstigte hat bei nicht öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen zur Kennzeichnung 
die Hinweiszeichen auf eigene Kosten zu beschaffen und an den Stellen anzubringen und 
zu unterhalten, an denen es die jeweilige Kreisverwaltungsbehörde anordnet. Dies gilt auch 
für oberirdische Gewässer und sonstige Stellen, an denen eine Kennzeichnung erforderlich 
ist. 

  



 

 

 

(3) Der Begünstigte hat die Engere Schutzzone mindestens vierteljährlich zu begehen. Festge-
stellte Verstöße gegen die Anordnungen der Schutzgebietsverordnung sind in das Betriebs-
tagebuch einzutragen und in den Jahresbericht nach § 5 EÜV aufzunehmen. Sofern eine 
Mängelbeseitigung in einer der Gefährdungslage und Zumutbarkeit angemessenen Frist nicht 
erreicht werden kann, sind das Landratsamt Straubing-Bogen und das Wasserwirtschaftsamt 
Deggendorf zu verständigen. 
 
Das Verbot der Düngung mit Gülle, Jauche, Festmist, Gärresten aus Biogasanlagen und Fest-
mistkompost in der Engeren Schutzzone ist mindestens einmal im Monat zu kontrollieren. 
Verstöße sind dem Landratsamt Straubing-Bogen unverzüglich mitzuteilen.  
Die Begehungen und Kontrollen sind im Jahresbericht nach § 5 EÜV zu dokumentieren. 

(4) Der Begünstigte hat die Vorlage der Aufzeichnungen gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 und § 5 EÜV     
i. V. m. § 52 Abs. 1 Nr. 3 WHG, jährlich vollständig und unaufgefordert vorzunehmen. Dies 
betrifft insbesondere auch die Daten zur Rohwasserbeschaffenheit. 

 
§ 9 Ordnungswidrigkeiten 
 

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a und § 103 Abs. 2 WHG, Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 BayWG kann mit 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer Beschränkung, einem Verbot oder einer Handlungspflicht nach § 3 Abs. 1 
und 2 zuwiderhandelt oder einer Pflicht nach § 8 nicht nachkommt, 

2. eine im Wege einer Befreiung nach § 4 zugelassene Handlung vornimmt, ohne 
die mit der Befreiung verbundenen Inhalts- und Nebenbestimmungen zu befolgen,  

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach den §§ 5 und 6 nicht duldet. 
 
§ 10 Aufhebung der Verordnung vom 22.05.1975 
 

Die Verordnung des Landratsamtes Straubing-Bogen über das Wasserschutzgebiet in der Ge-
meinde Haibach (Landkreis Straubing-Bogen) für die öffentliche Wasserversorgung der Ge-
meinde Haibach vom 22.05.1975, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 20 des Landkreises Straubing-
Bogen vom 28.05.1975, wird aufgehoben. 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Straubing-Bogen in Kraft. 
 

Straubing, den .................. 

 

Landratsamt Straubing-Bogen 

 

................................... 
Unterschrift 



 

 

 

Anlage 1  

(Lageplan) 

 

Anlage 2 

Erläuterungen und Maßgaben zu § 3 Abs. 1, Nrn. 2 und 6 

1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 
Bezüglich der Einstufung wassergefährdender Stoffe ist Kapitel 2 der „Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV)“ zu beachten. 
 

2. Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und gärt-
nerische Nutzungen (zu Nr. 6.11): 
- Weinbau 
- Beerenanbau 
- Hopfenanbau 
- Tabakanbau 
- Gemüseanbau (ausgenommen Feldgemüse im Rahmen der üblichen Frucht-

folge) 
- Zierpflanzenanbau 
- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 
- Energiepflanzenanbau, der einer üblichen ackerbaulichen Nutzung nicht ver-

gleichbar ist (z. B. Energiewälder, Kurzumtriebsplantagen mit chemischer Un-
krautregulierung) 

 
Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derartiger Nutzungen, nicht auf die 
Verlegung im Rahmen des ertragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels bei gleich-
bleibender Größe der Anbaufläche. Eine Befreiungsperspektive gem. § 52 Abs. 1 
Satz 3 besteht insbesondere für Kulturen, die ohne chemischen Pflanzenschutz und 
intensive Düngung betrieben werden. 
 

3. Kahlhiebe und wirkungsgleiche Maßnahmen (zu Nr. 6.13) 
Kahlhieb liegt vor, wenn auf einer Waldfläche in einem oder in wenigen kurz aufei-
nander folgenden Eingriffen alle aufstockenden Bäume entnommen werden, ohne 
dass bereits eine ausreichende übernehmbare Verjüngung vorhanden ist. Zusätzlich 
zum schlagartig einsetzenden erheblichen Nährstoffüberangebot bewirkt der gleich-
zeitige Umschlag des Bestandsklimas in Freiflächenbedingungen eine massive Mine-
ralisation organischer Substanz mit schubweiser Nitratauswaschung ins Grundwas-
ser. Eine dem Kahlhieb wirkungsgleiche Maßnahme ist die Lichthauung, bei der nur 
noch vereinzelt Bäume stehen bleiben und dadurch ebenfalls Freiflächenbedingun-
gen entstehen. Kahlhiebe sind nach Art. 14 BayWaldG im Hochwald zu vermeiden, 
im Schutzwald eigens erlaubnispflichtig. Erscheint im sachlich begründeten Einzelfall 
ein Kahlhieb o. ä. im Wasserschutzgebiet unumgänglich, so bedarf dieser der Befrei-
ungdurch die Kreisverwaltungsbehörde, unter der Voraussetzung, dass eine wesent-
liche Beeinträchtigung der Grundwasserbeschaffenheit dadurch nicht zu besorgen 
ist.  
 



 

 

 

Ist nach Kalamitäten infolge von Windwurf, Schneebruch oder durch Schädlingsbefall 
eine umgehende Aufarbeitung erforderlich und nur durch die Entnahme aller geschä-
digten Bäume und daher u.U. nur durch Kahlhieb möglich, so genügt die Anzeige 
beim Landratsamt Straubing-Bogen unter Vorlage der forstfachlichen Feststellung 
und Bestätigung der Notwendigkeit und Dringlichkeit durch den zuständigen Revier-
leiter des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Unbeschadet Nr. 6.14 
bleibt eine Rodung verbliebener Wurzelstöcke verboten (bzw. in unausweichlichen 
Fällen einer Befreiung nach § 4 dieser Verordnung vorbehalten). 


